
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

PatG § 36 q; ZPO §§ 103, 104

Pur die Festsetzung des zu erstattenden Betrage der im 
Beschwerdeverfahren vor dem Bundespatentgericht erwach­
senen Kosten ist der ürkundsbeamtef der Geschäftsstelle 
des Bundespatentgerichts zuständig«,

PatG § 36 q

Zur Zubilligung einer 11 erhöhten” Gebühr nach der Gebüh­
renordnung für Patentanwälte im Gebrauchsmusterlöschungs 
Beschwerdeverfähren«

BGH, Beschlo v. 19. Juli 196? - la ZB 22/66 -
Bundespatentgericht



BUNDESGERICHTSHOF

zb.22/6£ BESCHLUSS
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- Verf abrensbevollmächtigte:

Antragsgegnerin und Rechts- 
beschwerdefübrerin,,
RechtsanwälteProf. Rr 

lund Rr. I H V  in

gegen

die Pirma
in G __
•  'in G

l e x a n d e r  S d B B H H I V  & Go vertreten durch Ripl.-Ing. Alexander S( 
Industriegelände 9

die Pirma_
& S|
den Techniker Jakob 
beide in

W e r k z e u g  b a u  K _
Plastik in MflB? vertreten üur< 

und den Kaufmann Oskar Sl

- Verfahrensbevollmächtigter 
vor dem Bundespatentgericht:

Antragstellerinnen und Rechtsbeschv/erdegegnerinnen,

Patentanwalt Ripl.-Ing. H,

v/egen Löschung des Gebrauchsmuster 1 801 662 ? 
hier; v/egen Kostenfestsetzung.
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Der Ia-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat in 
der Sitzung vom 19• Juli 1967 unter Mitwirkung des Se­
na tspr äs identen Prof* Dr» Eastelski und der Bundesrich­
ter Dr» Spreng9 Dr. Löscher9 Claßen und Schneider

beschlossen:

Auf die Kechtsbeschwerde der Antragsgegnerin 
wird unter Zurückweisung des Rechtsmittels im 
übrigen der Beschluß des 5° Senats (Gebrauchs­
muster-Beschwer desenats) des Bundespatentgerichts 
vom 3» Koveraber 1966 im Kostenpunkt und insoweit 
aufgehoben9 als durch Zurückweisung der Beschwer­
de der Antragsgegnerin die Pestsetzung erhöhter 
Gebühren ihres Patentanwalts für das Gebrauchs- 
musterloscbungs-Beschwerdeverfabren 5 W (pat) 
407/65 abgelehnt worden ist« Im Umfang der Aufhe­
bung wird die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an den 5. Senat des Bundespatent­
gerichts zurückverwiesen»

Die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens wer­
den gegeneinander aufgehoben»

Der Wert des Beschwerdegegenstandes für die 
Rechtsbeschwerdeinstanz wird auf 1»6009—  DM fest­
gesetzt »

G r ü n d e  :

I»

1» Die Antragsgegnerin war Inhaberin des Gebrauchs­
musters 1 801 6629 das einen Piaschenkasten aus Kunst-
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stoff "betraf, am 11. September 1959 angemeldet, am 3» 
Dezember 1959 eingetragen worden war und - nach Ver­
längerung der Schutzdauer - mit dem 10o September 1965 
abgelaufen ist»

Nachdem ein erster, ebenfalls von der Antragstel­
lerin zu 1 des jetzigen Verfahrens eingereichter, auf 
§ 7 Abs» 1 î VoiHo § 1 A_bs. 2 GebrMG- (Mangel der Neuheit) 
gestützter Löschungsantrag unter teilweiser Löschung des 
Gebrauchsmusters durch Beschluß des 5. Senats des Bun­
despatentgerichts vom 100 September 1963 - 5 W 409/63 - 
rechtskräftig zurückgewiesen worden war, reichten am 
31* Januar 1964 die (durch denselben Patentanwalt vertre­
tenen) Antragstellerinnen zu 1 und zu 2 je in gesonder­
ten Schriftsätzen und je unter Einzahlung der amtlichen 
Gebühr beim Deutschen Patentamt wiederum Anträge auf 
Löschung des Gebrauchsmusters 1 801 662 (in der durch 
den Beschluß vom 10, September 1963 rechtskräftig ein­
geschränkten Passung) ein. Die Antragstellerin zu 1 
stützte ihren Antrag (Gm 1 801 662 Lö II - 14/64) auf 
§ 7 Abs. 1 i.Vom. § 5 Abs* 2 GebrMG (entgegenstehendes 
älteres Recht), die Antragstellerin zu 2 stützte ihren 
Antrag (Gm 1 801 662 Lö III - 16/64) auf § 7 Abs„ 1 i.Vom* 
§ 1 Abs. 2 und § 5 Abs. 2 GebrMG (Mangel der Neuheit und 
entgegenstehendes älteres Recht). Die Antragsgegnerin 
machte in zwei gesondert eingereichten Schriftsätzen 
ihres Patentanwalts geltend, die beiden Löschungsanträge 
seien nicht zulässig, und zwar der der Antragstellerin 
zu 1 wegen des Einwands der rechtskräftig entschiedenen 
Sache, und der der Antragstellerin zu 2 wegen des Ein- 
wandes, daß diese von der Antragstellerin zu 1 als Stroh­
mann vorgeschoben worden sei* Sie trat in zwei wiederum 
gesondert eingereichten, inhaltlich aber im wesentlichen

A
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gleichen Schriftsätzen ihres Patentanwalts dem Löschungs­
begehren der beiden Antragstellerinnen auch in der Sache 
selbst entgegen*

Die Gebrauchsmusterabteilung II des Deutschen Pa­
tentamts verband durch inhaltlich übereinstimmende Be­
schlüsse vom 9* September 1964 in rechtsähnlicher An­
wendung des § 147 ZPO die beiden LöschungsSachen zum 
Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung 
miteinandero Auf Grund einer mündlichen Verhandlung vom 
13« November 1964 wies sie sodann durch Beschluß vom 13» 
November 1964 die beiden Löschungsanträge als sachlich 
nicht begründet ab; die Kosten des Verfahrens wurden den 
Antragstellerinnen auferlegt»

Gegen diesen Beschluß erhoben die beiden Antrag­
stellerinnen gemeinsam unter gleichzeitiger doppelter 
Zahlung der amtlichen Gebühr Beschwerde» Auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung vom 25 * Juni 1965 wurden ihre Be­
schwerden durch Beschluß des 5« Senats (Gebrauchsmuster- 
Beschwerdesenats) des Bundespatentgerichts vom 25° Juni 
1965 - 5 W (pat) 407/65 - zurückgewiesen,und zwar wiederum 
als sachlich nicht begründet; den Antragstellerinnen wur­
den auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens auferlegt»

2 . Mit einem Schriftsatz ihres Patentanwalts an das 
Bundespatentgericht vom 7° September 1965 hat die Antrags­
gegnerin unter Bezugnahme auf die Kostenentscheidungen 
in den Beschlüssen der Gebrauchsmusterabteilung vom 13° 
November 1964 und des Beschwerdesenats vom 25» Juni 1965 
beantragt, die ihr "in beiden Verfahren" (d„i« in dem 
Verfahren der Antragstellerin zu 1 und in dem Verfahren 
der Antragstellerin zu 2) in beiden Instanzen entstan­
denen, aus den - für die beiden Antragstellerinnen je ge-
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sondert erstellten - Anlagen ersichtlichen Kosten fest­
zusetzen , In der Kostenaufstellung gegenüber der An­
tragstellerin zu 1 waren für insgesamt 2,546,05 DM 
Kosten berechnet, in der Kostenaufstellung gegenüber 
der Antragstellerin zu 2 für insgesamt 2,664,65 DM, 
zusammen also für insgesamt 5<»210,70 DM, Unter anderem 
enthielt jede der beiden Kostenaufstellungen eine Ver- 
fabrensgebübr für die Vertretung der Antragsgegnerin 
vor der Gebrauchsmusterabteilung gemäß der Gebührenord­
nung für Patentanwälte (Ausgabe Oktober 1961) in Höhe 
von 500,—  DM, einen Posten für die Bearbeitung der Sache 
in Höhe von 225965 DM, eine Verhandlungsgebübr für die 
Wahrnehmung des Termins vom 15« November 1964 in Höhe von 
500,—  DM, eine Verfahrensgebübr für die Vertretung der 
Antragsgegnerin vor dem Beschwerdesenat in Höhe von 
650,—  DM sowie eine Gebühr für die Verhandlung vom 25«
Juni 1965 und die Vorbereitung darauf in Höhe von 600,—  DM 
(gegenüber der Antragstellerin zu 1) bezifo von 800,—  DM 
(gegenüber der Antragstellerin zu 2)** Später wurde durch 
eine Erhöhung der geltend gemachten Reisekosten um 200,—  DM 
der Gesamtbetrag der geforderten Kosten auf 5■410,70 DM erhöht,

Der "Kostenbeamte" des Bundespatentgerichts über­
sandte den Kostenfestsetzungsantrag mit Verfügung vom 
10o September 1965 - unter Abgabenachricht an den Vertre­
ter der Antragsgegnerin - "zuständigkeitshalber” an die 
Gebrauchsmusterabteilung II des Deutschen Patentamts0 Die 
Gehrauchsmusterabteilung II hat sodann "durch, den von einem 
Beamten des gehobenen Dienstes (Kostenbeamten) erlassenen 
Beschluß vom 25« März 1966 unter Zurückweisung des weiter­
gehenden Antrags die auf Grund der rechtskräftigen Be­
schlüsse der Gebrauchsmusterabteilung vom 15* November 1964 
und des 5« Senats vom 25* Juni 1965 von den Antragstel­
lerinnen als Gesamtschuldnern der Antragsgegnerin zu er-
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stattenden Kosten des ersten und zweiten Rechtszugs aut 
2*661*91 DM festgesetzt« Rach der Begründung des Be­
schlusses sind unter anderem für den ersten Rechtszug 
je eine Verfahrensgehühr für die Vertretung der An­
tragsgegnerin gegenüber den zwei Antragstellerinnen in 
Höhe von 300,—  DM (Abschnitt B IV Ziff« 1a - richtig: 
Ziff« 1b - PatAnwGebO Oktober 1961), aber nur einmal eine 
Verhandlungsgebühr von 300,—  DM (Abschnitt B IV Ziff« 2 
aaO),.und ferner für den zweiten Rechtszug nur eine Ver- 
fahrensgebübr in Höhe von 500,—  DM (Abschnitt B V .Ziff«
1a aaO) sov/ie nur eine Verhandlungsgebühr in Höhe von 
500,—  DM (Abschnitt B V Ziff« 2 aaO) als erstattungs­
fähig anerkannt worden« Die Posten für die Bearbeitung 
der Sachen sind - bis auf reine Sachkosten - gestrichen 
worden; die von der Verbindung der beiden Sachen ab an­
gefallenen Patentanwaltsgebühren sind jeweils nur einmal 
anerkannt worden, die in der Beschwerdeinstanz angefal­
lenen Gebühren nur in Höhe der Regelgebühren der Patent­
anwalts-Gebührenordnung«

Gegen den Kostenfestsetzungsbeschluß vom 25» März 
1966 hat die Antragsgegnerin Beschwerde eingelegt mit 
dem Antrag, die Kosten in Höhe der geltend gemachten und 
ihr entstandenen "Kosten" festzusetsen« Sie hat ihre Be­
schwerde aber nur hinsichtlich der "Halbierung" der Ge­
bühren wegen der Verbindung der beiden Löschungsklagen 
und hinsichtlich der Herabsetzung der Höhe der im ein­
zelnen geltend gemachten Gebühren auf die Mindestgebühren 
der Patentanwalts-Gebührenordnung näher begründet, also 
nicht auch z«B« hinsichtlich der Abstriche bei den Reise­
kosten»

Durch Beschluß vom 3* November 1965 - 5 W (pat)
44/66 - hat der 5. Senat (Gebrauchsmuster-Beschwerdesenat)
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des Bundespatentgerichts unter Zurückweisung der weiter­
gehenden Beschwerde den Beschluß der Gebrauchsmuster- 
abteilung vom 25» März 1966 dahin geändert, daß die der 
Antragsgegnerin von den Antragstellerinnen als Gesamt­
schuldnern zu erstattenden Kosten des ersten und zwei­
ten Rechtszugs des Löschungsverfahrens auf 3»561,91 DM 
festgesetzt werden; die Kosten des Besohwerdeverfahrens 
sind den Antragstellerinnen zu 1/3? der Antragsgegnerin 
zu 2/3 auferlegt worden» In der Begründung des Beschlus­
ses hat der Beschwerdesenat zunächst unter Bezugnahme auf 
eigene frühere Entscheidungen erneut den Standpunkt ver­
treten, daß der Kostenbeamte der Gebrauchsmusterabteilung 
für die Entscheidung über den Kostenfestsetzungsantrag 
sowohl hinsichtlich der im erstinstanzlichen Löschungs­
verfahren vor dem Deutschen Patentamt als auch hinsicht­
lich der im patentgerichtliehen Beschwerdeverfahren er­
wachsenen Kosten zuständig gewesen sei; der Beschwerde­
senat hat aber, weil diese Präge von grundsätzlicher Be­
deutung und in der Rechtsprechung streitig sei, die Rechts­
beschwerde zugelassen» In der Sache selbst hat der Be- 
sebwerdesenat die Auffassung der Gebrauchsmusterabteilung 
gebilligt, daß die Antragsgegnerin vom Zeitpunkt der Ver­
bindung der beiden Löschungsverfahren ab die danach an­
gefallenen Patentanwaltsgebühren jeweils nur einmal er­
stattet verlangen könne» Er hat indes eine Erhöhung der 
erstattungsfähigen drei erstinstanzlichen Patentanwalts- 
gebübren (zwei Verfahrensgebühren, eine Verhandlungsge­
bühr) über den Regelbetrag von 300,—  DM hinaus auf 
600,—  DM für gerechtfertigt erachtet, dagegen nicht auch 
eine Erhöhung der zweitinstanzlichen Patentanwaltsgebühren 
über den Regelbetrag von 500,—  DM hinaus, und hat daher 
insgesamt 900,—  DM mehr an Kosten festgesetzt als die 
Gebrauchsmusterabteilungo

i
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Gegen diesen Beschluß hat nur die Antragsgegnerin 
Rechtsbeschwerde eingelegt«, Sie beantragt,

den angefochtenen Beschluß des Bundespatent­
gerichts vom 3* November 1966 insoweit, als 
zu Ungunsten der Antragsgegnerin und jetzigen 
Rechtsbeschwerdefübrerin erkannt worden ist, 
also eine Zurückweisung ihrer Beschwerde statt­
gefunden hat und ihr Kosten auferlegt worden 
sind9 aufzuheben und die Sache in diesem Um­
fang zur anderweitigen Verhandlung und Ent­
scheidung an das Bundespatentgericht zurück­
zuverweisen »

Die Antragstellerinnen sind in der Rechtsbeschwerde­
instanz nicht durch einen beim Bundesgerichtshof zugelas­
senen Rechtsanwalt vertreten gewesen»

II»

1o Die Rechtsbeschwerde ist gegen einen Beschluß 
eines Beschwerdesenats des Bundespatentgerichts gerich­
tet, durch den über eine Beschwerde gegen einen Beschluß 
der Gebrauchsmusterabteilung des Deutschen Patentamts 
entschieden wurde, und sie ist vom Beschwerdesenat zuge­
lassen worden» Sie ist daher nach § 10 Abs» 5 Satz 1 
ioVoiü» Abs» 1 GebrMG an sich statthaft» Daß es sich um 
ein Kostenfestsetzungsverfahren handelt, steht der Statt­
haftigkeit der Rechtsbeschwerde nicht entgegen» Die Rechts­
beschwerde ist auch frist- und formgerecht eingelegt und 
begründet worden (§ 10 Abs» 5 Satz 2 GebrMG i»V»ra» § 41 r 
Abs» 1, 3 bis 5 PatG)» Sie ist mithin zulässig» Sie mußte 
auch in der Sache selbst zum 3?eil Erfolg haben»
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2* Sowohl in der Begründung des angefochtenen Be­
schlusses des Beschwerdesenats als auch in der Begrün­
dung der Rechtsbeschwerde steht ira Vordergrund die Er­
örterung der Rechtsfrage3 ob der als "Kostenbeamter" 
bezeicbnete Beamte des gehobenen Dienstes der Geschäfts­
stelle der Gebrauchsmusterabteilung des Deutschen Patent­
amts nicht nur für die Pestsetzung des zu erstattenden 
Betrags der im (erstinstanzlichen) Gebrauchsmuster - 
Löschungsverfahren vor der Gebrauchsmusterabteilung des 
Deutschen Patentamts erwachsenen Kosten, sondern auch für 
die Pestsetzung des zu erstattenden Betrags der im (zweit­
instanzlichen) Beschwerdeverfahren vor dem Gebrauchsmuster - 
Beschwerdesenat des Bundespatentgerichts erwachsenen Kosten 
zuständig ist«* Der Beschwerde Senat hat diese Präge bejaht. 
Zur Begründung seiner Auffassung hat er sich in dem an­
gefochtenen Beschluß auf seine früheren Beschlüsse 5 W 
200/62 vom 7« Dezember 1962 (BPatGerE 3,.59) sowie 5 W 
190/62 vom 7o Dezember 1962 (BPatGerE 5? 139) und vor 
allem auf seinen Beschluß 5 W (pat) 48/66 vom 1» Septem­
ber 1966 (noch nicht veröffentlicht) bezogen* In diesem 
letztgenannten Beschluß hat der 5« Senat auch, mehrere 
Beschlüsse des 4« Senats genannt, der seine Auffassung 
teilt, insbesondere die Beschlüsse 4 AR 1/62 vom 17« Ja­
nuar 1962 (BPatGerE 1, 173) und 4 W 30/63 vom 20* März 
1963 (BPatGerE 3, 185); er hat sich dort ferner mit dem 
Beschluß 25 W 839/61 des 25« Senats (Warenzeichen-Be­
schwerdesenats II) vom 15« Juli 1965 (BPatGerE 8, 63) 
auseinandergesetzt, der anderer Meinung ist»

a) In der von der Rechtsbeschwerde lediglich "zur 
Nachprüfung" gestellten Frage, ob für die Festsetzung des 
zu erstattenden Betrags der im Verfahren vor dem Deutschen 
Patentamt entstandenen Kosten der als "Kostenbeamter" be~ 
zeicbnete Beamte des gehobenen Dienstes der Geschäftsstelle
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des Patentamts oder aber die betreffende ,fAbteilung” 
bzv/o ’’Stelle” des Patentamts selbst zuständig ist? 
tritt der erkennende Senat der vom 4. und 5. Senat des 
Bundespatentgerichts vertretenen und in den Beschlüssen 
vom 17. Januar 1962 (BPatGerB 1, 175) , vom 20. März 
1963 (BPatGerE 3, 185, 187) und vom 1. September 1966 
(Beschlußausfertigung Seite 12/13) eingehend begründeten 
Auffassung beio Wenn nach den Sätzen 4 und 5 des § 33 
Abs. 2 PatG - die im patentamtlichen Patenterteilungsver­
fahren unmittelbar und nach § 14 Abs. 4 Satz 3 PatG,
§ 9 Abso 3 Satz 3 GebrMG, §§ 5 Abs. 6 Satz 2, 10 Abs. 3 
Satz 4 WZG in den dort geregelten patentamtlichen Ver­
fahren entsprechend gelten, - für die Pestsetzung des 
Betrags der zu erstattenden Kosten eines patentamtlichen 
Verfahrens das Patentamt zuständig sein soll und die Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung über das Kostenfestset­
zungsverfahren entsprechend gelten sollen, und wenn fer­
ner nach den damit in Bezug genommenen Vorschriften der 
§§ 103 Abs0 2 Satz 1, 104 Abs. 1 Satz 1 ZPO das Gesuch 
um Pestsetzung des zu erstattenden Betrags bei der Ge­
schäftsstelle des Gerichts des ersten Rechtszugs anzu­
bringen und die Entscheidung über das Gesuch durch den 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu treffen ist, so 
kann das in der Tat nur dahin ausgelegt werden, daß für 
die Festsetzung des Betrags der zu erstattenden Kosten 
eines patentamtlichen Verfahrens der dem '’Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle" eines Gerichts vergleichbare "Beamte 
des gehobenen Dienstes der Geschäftsstelle" des Patentamts 
zuständig sein soll. Die vom erkennenden Senat in dem 
Beschluß la ZB 20/64 vom 1. April 1965 unter II 1 b, hh 
(GRUR 1965, 621, 625 rechts) angedeuteten "Bedenken" be­
zogen sich nicht darauf, oh der Kostehbeamte des Patent­
amts zur Festsetzung des Betrags der zu erstattenden Kosten
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eines patentaratlichen Verfahrens überhaupt zuständig 
sei5 sondern nur darauf, ob ihm dabei auch: die Entschei­
dung über die Zubilligung einer “erhöhten“ Gebühr nach 
der Gebührenordnung für Patentanwälte überlassen blei­
ben oder ob diese Entscheidung in den in Betracht kom­
menden Fällen nicht besser bereits in der von der Ab­
teilung zu treffenden Kostenentscheidung selbst wenigstens 
"in großen Zügen“ vorweggenommen werden sollte0

b) In der von der Rechtsbeschwerde zu einem Haupt­
punkt ihrer Rügen gemachten Frage dagegen, ob der Kosten­
beamte des Deutschen Patentamts auch für die Festsetzung 
des zu erstattenden Betrags der im Beschwerdeverfahren 
vor einem Beschwerdesenat des Bundespatentgerichts er­
wachsenen Kosten zuständig ist, vermag der erkennende 
Senat der Auffassung des 5. und des 4. Senats des Bun­
de spat entgerichts nicht beizutreten.

aa) Hach der hierfür einschlägigen Vorschrift des 
§ 36 q Abs. 4 PatG, - die in den Besehwerdeverfahren nach 
dem Patentgesetz unmittelbar und nach § 10 Abs. 3 GebrMG,
§ 13 Abs. 3 WZG in den Beschwerdeverfahren nach diesen 
Gesetzen entsprechend gilt, - sollen für die Festsetzung 
des Betrags der zu erstattenden Kosten eines patentge­
richtlichen Beschwerdeverfahrens wiederum die Vorschrif­
ten der* Zivilprozeßordnung über das Kostenfestsetzungs­
verfahren und damit insbesondere die oben bei II 2 a) ge­
nannten Vorschriften der §§ 103 Abs. 2 Satz 1, 104 Abs. 1 
Satz 1 ZPO entsprechend gelten. Werden diese Vorschriften 
nach ihrem klaren und hier auch durchaus passenden Wort­
laut ausgelegt, so kann das, wie der 25. Senat in dem Be­
schluß vom 15« Juli-1965 (BPatGerE 8, 63) zutreffend be­
tont hat und wohl auch der 5. und der 4. Senat an sich 
nicht verkennen, nur dahin führen, daß das Gesuch um Fest-
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Setzung des zu erstattenden Betrags der Kosten eines 
patentgerichtlichen Beschwerdeverfahrens bei der Ge­
schäftsstelle des Patentgerichts anzubringen und die 
Entscheidung über das Gesuch durch den - hier vorhan­
denen - Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu treffen 
ist, Demgegenüber wollen der 5» und der 4. Senat den 
Wortlaut des § 103 Abs, 2 Satz 1 ZPO (Geschäftsstelle

äes ersten Rechtszuge) hintanstellen, 
statt dessen das in den §§ 103 ff ZPO verwirklichte Prin­
zip der Konzentration der Kostenfestsetzung für das ge­
samte Verfahren bei der ersten Instanz (Geschäftsstelle 
des Gerichts ,fdes_ersten_Rechtszugs^) in den Vordergrund 
rücken, ferner auch sonstige Zweckmäßigkeitsgesichts- 
punkte berücksichtigen und demzufolge die der patentge­
richtlichen Beschwerdeinstanz als "erste Instanz" vor-, 
geschaltete patentamtliche Instanz für die Festsetzung 
der zu erstattenden Kosten aller Instanzen, auch der im 
patentgerichtlichen Beschwerdeverfahren und gegebenen­
falls der im Rechtsbeschwerdeverfahren vor dem Bundesge­
richtshof erwachsenen Kosten als zuständig ansehen, Die­
ses Ergebnis kann jedoch weder dem Gesetz mittels der 
allgemein anerkannten Methoden der Auslegung aus dem 
Wortlaut der Kormen, aus ihrem Zusammenhang, aus ihrem 
Zweck sowie aus den Gesetzesmaterialien und der Entstehungs­
geschichte entnommen noch auch durch Zweckmäßigkeits­
gesichtspunkte gerechtfertigt werden,

bb) Mit der Rechtsbeschwerde und dem von ihr in Be­
zug genommenen Beschluß des 25, Senats vom 15» Juli 1965 
ist davon auszugehen, daß es das hauptsächliche Anliegen 
des Sechsten Überleitungsgesetzes vom 23. März 1961 gewe­
sen ist, mit den von ihm vorgenororaenen Änderungen des 
Patentgesetzes, des Gebrauchsmustergesetzes und des Waren-
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Zeichengesetzes die seit dem Urteil des Bundesverwaltungs­
gerichts vom 13» Juni 1939 (BVerwGE 8? 350) allgemein 
als notwendig erkannte und durch den neu geschaffenen 
Artikel 96 a Abs. 1 GG ermöglichte Aufteilung der pa­
tentamtlichen Instanzen in eine weiterhin Verwaltungs­
behörde bleibende Instanz (das Deutsche Patentamt) und 
eine gerichtliche Instanz im Sinne des Artikels 19 Abs„ 4 GG 
('das Bundespatentgericht) durchzuführen. Es wurde zwar 
der Sache nach der "Instanzenzug" von der "ersten In­
stanz” des Patentamts (d.i, von seinen '’Abteilungen” 
und "Stellen”) zu den "Beschwerdesenaten” (nunmehr des 
Patentgerichts) beibehalten? der in die Beschwerdeinstanz 
führende Rechtsbeb elf.*, auch weiterhin "Beschwerde” ge­
nannt und gelegentlich (so in § 41 i Abs„ 2 PatG) sogar 
als "Rechtsmittel" bezeichnet. Im übrigen aber wurde? 
wie auch in der Amtlichen Begründung zum Regierungsent- 
wurf des Sechsten Überleitungsgesetzes mehrfach betont 
(Bf-DruckSo III/1749 S, 27/28 bei II 2? S, 39 bei 1 zu 
Nr* 27? So 42 bei 2 a, S, 44 bei c)? allenthalben Be­
dacht darauf genommen? durch entsprechende gerichtsver­
fassungsrechtliche und gerichtsorganisatorische Bestim­
mungen (Vierter Abschnitt des Patentgesetzes) und ent­
sprechende verfahrensrechtliche Bestimmungen (Pünfter Ab­
schnitt des Patentgesetzes) den "Instanzenzug" vom Patent­
amt zum Patentgericht als einen "Rechtsweg" gegen Akte 
der "öffentlichen Gev/alt" im Sinne des Art. 19 Abs. 4 GG 
auszugestalten. In der Amtlichen Begründung zum Regie­
rungsentwurf wurde daher auch die "Beschwerde" als ein 
"Rechtsbehelf nach Art der verwaltungsgerichtlichen An­
fechtungsklage" (aaO So 42 bei 2 a)? das Verfahren vor 
dem Patentgericht als ein "überwiegend nicht-kontradik­
torisches Verfahren.nach Art eines Verfahrens der frei­
willigen Gerichtsbarkeit" (aaO S„ 44 bei 2 c und S, 45 
bei 2 c? kk) und das Pa teaitger iaht selbst ausdrücklich

d l
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als “ein Gericht des ersten Rechtszugs“ (aaO S» 46 hei 
2 c9 11) bezeichnet»

cc) Es besteht kein Anlaß, anzunehmen, daß der Ge­
setzgeber des Sechsten Überleitungsgesetzes nun gerade 
bei der hier in Rede stehenden Vorschrift des § 36 q 
Abs» 4 PatG über das Kostenfestsetzungsverfahren die 
sonst überall durchgeführte Ausscheidung des patentge­
richtlichen Verfahrens aus dem patentamtlichen Verfahren 
nicht mehr hätte beachten und deshalb unter dem ’‘Gericht 
des ersten Rechtszugs“, von dem der in § 36 q Abs0 4 PatG 
in Bezug genommene § 103 Abse 2 Satz 1 ZPO spricht, nicht 
das Patentgericht9 sondern das Patentamt hätte verstehen 
wolleno Es sprechen im Gegenteil einige Umstände dafür, 
daß der Gesetzgeber mit der Verweisung auf §§ 103 Abs» 2 
Satz 1, 104 Abs» 1 Satz 1 ZPO in § 36 q Abs* 4 PatG (und 
ebenso in § 41 y Abs» 2 PatG für das Rechtsbeschwerdever­
fahren) tatsächlich den Urkundsbeamten der Geschäftsstel­
le des Patentgerichts als des ’’Gerichts des ersten Rechts­
zugs“ und nicht den Kostenbeamten des Patentamts hat für 
zuständig erklären wollen» So ist schon in der Amtlichen 
Begründung zum Regierungsentwurf des Sechsten Überlei- 
tungsgesetzes die im Wortlaut an sich gleichlautende Ver­
weisung auf die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
das Kostenfestsetzungsverfahren in den §§ 36 q Abs0 4?
41 y Abs» 2 PatG einerseits und § 33 A2bs„ 2 Satz 5 PatG 
andererseits durchaus unterschiedlich motiviert worden» 
Während es in der Begründung zu § 36 q Abs» 4 PatG (aaO 
S» 43 bei 2 a, ff) lediglich heißt, die Verweisung auf 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung erscheine “im 
Interesse einer Vervollständigung des Beschwerdeverfah­
rens vor dem Patentgericht’' geboten (ähnlich zu § 41 y 
Abs» 3 des Entwurfs, jetzt § 41 Abs» 2 des Gesetzes -
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aaO Sc 50 "bei 3 a, 11 - : "zur Vervollständigung der 
Kostenregelung"), wird in der Begründung zu § 33 Abs0 2 
Satz 5 BatO (aaO So 38 bei b, dd zu Nr0 23) gesagt, es 
erscheine geboten, auch "Bestimmungen über die Kosten- 
Festsetzung „ 6.»«, zu treffen, soweit im patentamtlichen 
Verfahren Kosten festgesetzt werden", Es werden also 
schon in der Begründung die Kostenfestsetzung zu einem 
patentamtlichen Verfahren und die Kostenfestsetzung zu 
einem Beschwerdeverfahren unterschieden und die letztere 
nur "zur Vervollständigung" ausdrücklich geregelte Vor 
allem aber spricht das Vorhandensein der Vorschrift des 
Satzes 7 in § 33 Abs» 2 PatG und das Pehlen einer ent­
sprechenden Vorschrift in § 36 q Abs0 4 (und in § 41 y 
Abs, 2) PatG eindeutig dafür, daß der Gesetzgeber in 
§ 33 übSo 2 die Zuständigkeit eines Beamten des Patent­
amts, in § 36 q Abs* 4 (und in § 41 y AbSo 2) dagegen 
die Zuständigkeit des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Patenigerichts gewollt hato Denn da die Verweisung 
auf die Vorschriften der Zivilprozeßordnung in § 33 
Abs0 2 Satz 5 PatG hier zur Zuständigkeit eines Beamten 
des Patentamts führen mußte, dieser aber nicht zur Er­
teilung einer Vollstreckungsklausel befugt sein konnte 
(vglo RGZ 64, 179, 180), bedurfte es der in § 33 Abs. 2 
Satz 7 gegebenen Vorschrift, nach, der die vollstreckbare 
Ausfertigung des Kostenfestsetzungsbeschlusses von einer 
gerichtlichen Stelle, nämlich vom Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle des Patentgerichts zu erteilen ist» In 
§ 36 q Abs, 4 (und in § 41 y Abs« 2) PatG dagegen wäre 
eine dem § 33 Abs« 2 Satz 7 PatG entsprechende Vorschrift 
ohne Sinn gewesen, wenn - wie gerade durch das Pehlen 
einer solchen Vorschrift bestätigt wird - hier ohnehin 
der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des Patentgerichts 
für den Erlaß des Kostenfestsetzungsbeschlusses zuständig 
sein sollteo
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dd) Wenn damit das Sechste Überleitungsgesetz für 
die Festsetzung der zu erstattenden Kosten eines patent­
amtlichen Verfahrens und eines anschließenden patentge­
richtlichen Beschwerdeverfahrens von dem in §§ 103 ff ZPO 
verwirklichten Prinzip der Konzentration der Kosten­
festsetzung für das gesamte Verfahren bei der ersten 
Instanz abgewichen ist, so ist da3 doch nicht ohne Grund 
geschehen:

Zunächst einmal handelt es sich hier nicht, wie in 
den §§ 103 ff ZPO vorausgesetzt, um ein durchgängig ge­
richtliches Verfahren, sondern um ein verwaltungsbehörd­
liches Verfahren und ein ihm nachgeschaltetes gericht­
liches Verfahren Es mag zwar,-wie dem 5= Senat zuzuge­
ben ist, kein "allgemeiner Grundsatz unserer Rechtsord­
nung" sein, daß die zu erstattenden Kosten eines verwal­
tungsbehördlichen Verfahrens und eines ihm nachgeschal­
teten gerichtlichen Verfahrens immer nur gesondert und 
niemals zusammen durch die Verwaltungsbehörde festgesetzt 
werden könnten. Jedenfalls in den neueren Gesetzen aber 
ist, soweit bekannt, für derartige Fälle immer angeord­
net worden, daß der Betrag der zu erstattenden Kosten des 
gerichtlichen Verfahrens vom Urkundsheamten des Gerichts 
(des ersten Rechtszugs) festgesetzt wird, so z0B« in den 
bereits vom 5» Senat erwähnten Vorschriften der §§ 164 
Vv/GO, 197 Abs. 1 SGG, 149 FGO und ferner in § 45 Abs* 2 
LwVG sowie in § 77 Satz 3 GWB.

Es kommt hinzu, daß schon die Vorschriften darüber, 
inwieweit überhaupt eine Kostenentscheidung ergehen darf, 
die dann ein Kostenfestsetzungsverfahren zur Folge haben 
kann, für die patentamtliehen Verfahren einerseits und 
die patentgerichtlichen Verfahren andererseits durchaus 
unterschiedlich sind. Dabei ist von den Kostenentschei-
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dungsvorschriften für die Verfahren nach dem Patent­
gesetz auszugeben, da dieses in den §§ 33 Abs..2,
36 q Abs. 4 zugleich unmittelbar die hier interes­
sierenden Bestimmungen für das Kostenfestsetzungs­
verfahren enthält, nicht dagegen von den Kostenent­
scheidungsvorschriften für die Verfahren nach dem Ge­
brauchsmustergesetz, das in seinen §§ 9 Abs. 3 Satz 3,
10 Abs. 3 für das Kostenfestsetsungsverfahren lediglich 
auf das Patentgesetz verweist.

Nach § 36 q Abs. 1 PatG kann in einem Beschwerde­
verfahren, an dem mehrere Personen beteiligt sind, das 
Patentgericht immer dann, wenn es das für billig erach­
tet, bestimmen, daß die gerichtlichen Kosten des Be- 
sehwerdeverfahrens - gleich welcher Art - einem Beteilig­
ten ganz oder teilweise zur Last fallen und die den Be­
teiligten erwachsenen Kosten - wiederum gleich welcher 
Art - von einem Beteiligten ganz oder teilweise zu er­
statten sind. Von dieser Befugnis machen in der gericht­
lichen Praxis die einzelnen Beschwerdesenate allerdings 
in unterschiedlichem Maße Gebrauch. Im patentamtlichen 
Erteilungsverfahren dagegen kann nach § 33 Abs. 2 PatG 
das Patentamt, wenn es das für billig erachtet, über­
haupt nur bestimmen, daß einem Beteiligten ’’die durch 
eine Anhörung oder eine Beweisaufnahme verursachten Kosten’1' 
- sei es die Auslagen des Patentamts, sei es die den an­
deren Beteiligten erwachsenen Kosten - zur Last fallen 
(vgl. dazu auch BPatGerE 4? 167, 170). Die im Beschluß 
des 4o Senats vom 20. März 1963 (BPatGerE 3«. 135) erwähn­
te Vorschrift des § 14 Abs. 4 Satz 5 PatG erv/eitert die 
Möglichkeit einer Kostenauferlegung für das patentamt­
liche Lizenzfestsetzungsverfahren nur unwesentlich. Im 
patentamtlichen Akteneinsichtsverfahren kann, wenn über­
haupt, eine Kostenentscheidung nur in entsprechender An-
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Wendung des § 33 Abs. 2 PatG, also unter Beschränkung 
auf die Kosten einer Anhörung oder Beweisaufnahme, er­
gehen (vgl. dazu den Beschluß des 4» Senats vom 18.
Pebruar 1963 - BPatGerE 3, 23, 28/29). Im patentamt­
lichen Besebränkungsverfabren schließlich kommt schon 
deshalb, weil es ein einseitiges Verfahren ist, eine 
Kostenentscheidung gar nicht in Betracht. Mag daher 
auch von der in § 36 q Abs. 1 PatG kraft Gesetzes er- 
Öffneten Möglichkeit, eine zu einem Kostenfestsetzungs­
verfahren führende Entscheidung über die Kosten des pa­
tentgerichtlichen Beschwerdeverfahrens zu treffen, von 
den Beschwerdesenaten des Patentgerichts in der gericht­
lichen Praxis in unterschiedlichem Maße Gebrauch ge­
macht werden, so ist demgegenüber die Möglichkeit, eine 
zu einem Kostenfestsetzungsverfahren führende Entschei­
dung über die Kosten eines patentamtlichen Verfahrens zu 
treffen, doch schon kraft Gesetzes so erheblich einge­
schränkt, daß es hier nur selten zu einem Kostenfest­
setzungsverfahren und dabei noch seltener zur Entschei­
dung schwierigerer Fragen wie z.B. der Zubilligung einer 
"erhöhten" Patentanwaltsgebühr kommen wird.

Pür die Verfahren nach dem Warenzeichengesetz liegen 
die Verhältnisse ganz gleich wie für die nach dem Patent­
gesetz. Pür die Entscheidung über die Kosten des Beschwer­
deverfahrens gilt hier zufolge der allgemeinen Verweisung 
in § 13 Abs. 3 WZG die Regelung des § 36 q Abs. 1 PatG, 
für die Entscheidung über die Kosten des patentamtlichen 
Verfahrens zufolge der Verweisungen/;in .§§ 5 *Abs0< 6*Satz 2, 
10 Abs. 3 Satz 4, 12 Abs. 1 WZG die Regelung des § 33 
Abs. 2 PatG entsprechend. Nicht zu Unrecht hat daher der 
25. Senat in dem Beschluß vom 25. Juli 1965 für die Ver­
fahren nach dem Warenzeichengesetz die - in gleicher Weise 
für die Verfahren nach dem Patentgesetz zutreffende -
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Auffassung vertreten, das Prinzip des § 103 Abs. 2 ZPO,
. die Kostenfestsetzung für alle Instanzen in einer Hand bei/der ersten Instanz zu vereinigen, t̂ ürde hier zu einem 
widersinnigen Ergebnis führen, wenn die Festsetzung der 
im Beschwerdeverfahren vor dem Patentgericht entstan­
denen Kosten dem Patentamt anvertraut würde, obwohl für 
dessen Verfahren Kosten in aller Regel nicht festzuset­
zen sind»

Für die Verfahren nach dem Gebrauchsmustergesetz 
liegen die Verhältnisse allerdings anders. Hier gilt zwar 
für die Entscheidung über die Kosten des Beschwerdever­
fahrens zufolge der allgemeinen Verweisung in § 10 Abs. 3 
GebrMG wiederum die Regelung des § 36 q Abs. 1 PatG ent­
sprechend. Für die Entscheidung über die Kosten des - 
in diesem Zusammenhang allein in Betracht kommenden - 
LöschungsVerfahrens vor dem Patentamt gilt dagegen die 
eigens in § 9 Abs. 3 Satz 2 GebrMG getroffene Regelung, 
nach der das Patentamt stets eine Kostenentscheidung zu 
treffen, nämlich nach billigem Ermessen zu bestimmen hat, 
zu welchem Anteil die Kosten des Verfahrens den Beteilig­
ten zur Last fallen, und bei der, - weil in § 9 Abs, 3 
Satz 3 GebrMG nur auf die Sätze 2 bis 7, nicht auch auf 
Satz 1 des § 33 Abs. 2 PatG verv/iesen wird -, unter den 
"Kosten des Verfahrens" sowohl die Kosten des Patentamts 
als auch die den Beteiligten erwachsenen Kosten - gleich 
welcher Art - zu verstehen sind. Hier kann es mithin ge­
rade auch für die Kosten des patentamtlichen Verfahrens 
stets zu einem Kostenfestsetzungsverfahren kommen und 
dabei die Entscheidung der gleichen Kostenfragen notwen­
dig werden, die bei der Kostenfestsetzung zu dem zuge­
hörigen Beschwerdeverfahren vor dem Patentgericht eben­
falls zu entscheiden sind. Da jedoch für das Kostenfest- 
setzungsverfabren selbst auch im Gebrauchsmustergesetz

■4
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nur auf die einschlägigen Bestimmungen des Patentge­
setzes verwiesen wird, nämlich in § 9 Abs, 3 Satz 3 
GebrMG auf § 33 Abs. 2 Satz 4 bis 7 PatG und in § 10 
Abs. 3 GebrMG auf § 36 q Abs. 4 PatG, kann für das 
Kostenfestsetzungsverfahren nach dem Gebrauchsmuster­
gesetz nur deshalb, weil hier eine Konzentration der 
Kostenfestsetzung für das gesamte Verfahren bei der 
ersten Instanz an sich sinnvoll wäre, den angeführten 
Bestimmungen des Patentgesetzes doch keine andere Zu­
ständigkeitsregelung entnommen werden als sie ihnen 
sonst zu entnehmen ist, geschv/eige denn daß, wie der 
5. Senat annehmen will, die den Vorschriften des Patent­
gesetzes zu entnehmende Zuständigkeitsregelung sich für 
alle patentamtlichen und patentgerichtlichen Verfahren 
nach den besonderen Verhältnissen hei den Verfahren nach­
dem Gebrauchsmustergesetz zu richten hätte. Die Polgen 
einer Aufteilung der Zuständigkeit zur Kostenfestsetzung 
auf den Kostenbeamten des Patentamts (für das patent­
amtliche Verfahren) einerseits und den Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle des Patentgerichts (für das patent­
gerichtliche Verfahren) andererseits sind auch keines­
wegs so untragbar, daß es gerechtfertigt wäre, zur Ver­
meidung dieser Polgen, weil sie der Gesetzgeber nicht 
gewollt haben könne, sich über die an sich eindeutige 
Regelung des Gesetzes hinwegzusetzen.

ee) Baß bei einer Aufteilung der Zuständigkeit zur 
Kostenfestsetzung auf den Kostenbeamten des Patentamts 
einerseits und den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Patentgerichts andererseits der Rechtszug im Kosten­
festsetzungsverfahren im ersten Pall bis zur Rechtsbe­
schwerde an den Bundesgerichtshof gehen kann, im zweiten 
Pall dagegen mit der Erinnerung an den Beschwerdescnat 
des Patentgerichts endet, mag zwar auffällig erscheinen,
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ist aber eine zwangsläufige Folge der besonderen Aus­
gestaltung des Rechtsbeschwerderechts, da dieses einer­
seits in Kostensachen die Rechtsbeschwerde nicht grund­
sätzlich ausgeschlossen, andererseits die Rechtsbe- 
schwerde nur gegen ’'Beschwerdeentscheidungen” der Be­
schwerdesenate gegeben hat» Die gleiche Folge ergibt 
sich daher auch bei anderen Verfahren, z.B, bei den 
Akteneinsichtsverfahren; auch hier ist, wenn die Akten­
einsicht beim Patentamt beantragt v/orden war, der Rechts- 
zug bis zum Bundesgerichtshof möglich, während dann, wenn 
die Akteneinsicht beim Patentgericht beantragt worden 
war, dieses letztinstanzlich entscheidet (vgl, dazu die 
Zusammenstellung in GRUR 1966, 5 ff, 23 bei B 3 b),
Man mag das bedauern, eine Abhilfe aber läßt sich, wenn 
sie für notwendig erachtet wird, nur durch eine Änderung 
des Rechtsbeschwerderechts erreichen.

ff) Ob eine Aufteilung der Zuständigkeit zur Kosten­
festsetzung auf den Kostenbeamten des Patentamts einer- 
seits und den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Patentgerichts andererseits, wie der 5» Senat meint, zu 
einer weitgehenden ’'Zersplitterung der Rechtsprechung” 
der Beschwerdesenate in Kostenfestsetzungssachen führen 
müßte, weil dann alle Beschwerdesenate und insbesondere 
auch die technischen Beschwerdesenate über die in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallenden Erinnerungen gegen die 
Festsetzungsbeschlüsse des (oder der) Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle des Patentgerichts zu entscheiden hät­
ten, erscheint zumindest zweifelhaft:

Zunächst einmal liegt auch schon die Entscheidung 
über die Beschwerden gegen die Kostenfestsetzungsbeschlüs­
se des (oder der) Kostenbeamten des Patentamts nach § 33 
Abs. 2 Satz 6 PatG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 9

<4
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Abs, 3 Satz 3 GebrMG bzw. §§ 5 Abs, 6 Satz 2, 10 Abs, 3 
Satz 49 12 Abs, 1 WZG) nicht nur bei einem Senat des Pa­
tentgerichts, sondern bei mehreren Senaten, nämlich bei 
dem mit drei rechtskundigen Mitgliedern besetzten sog, 
juristischen Beschwerdesenat (§ 36 d Abs. 1 PatG letzter 
Pall), dem hier ebenfalls mit drei rechtskundigen Mit­
gliedern besetzten Gebraucbsmuster-Beachwerdesenat (vgl.
BGH GRÜR 1964? 310 "Kondenswasserableiter") und bei den 
stets mit drei rechtskundigen Mitgliedern besetzten 
mehreren Warenzeichen-Beschwerdesenaten (vgl. § 13 Abs. 4 
Satz 1 WZG). Sofern es für möglich gehalten würde, die 
Beschwerden in Kostenfestsetzungssachen im Wege der Ge- 
schäftsverteilung nur einem oder nur einigen Beschwerde­
senaten zuzuweisen, so wäre von dieser Möglichkeit, soweit 
bekannt, bisher doch nicht Gebrauch gemacht worden. Hin­
zu kommt die Zuständigkeit der mehreren Nichtigkeitsse­
nate, die auf Erinnerung gegen Kostenfestsetzungsbeschlüs­
se des (oder der) Urkundsbeamten der Geschäftsstelle in 
Patentnichtigkeitssachen weitgehend über gleiche und ähn­
liche Kostenfestsetzungsfragen zu entscheiden haben, wie 
sie auf Kostenfestsetzungsbescbwerden hin von den Beschwer- 
desenaten zu entscheiden sind.

Es könnte sich also nur darum handeln? daß infolge 
der - aus diesem Beschluß des erkennenden Senats sich 
zwangsläufig ergebenden - Zuständigkeit der Beschwerde­
senate auch zur Entscheidung über Erinnerungen gegen Kosten- 
festsetZungsbeschlüsse (des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle des Patentgerichts) zu patentgerichtlichen Be­
schwerdeverfahren die Rechtsprechung der Beschwerdesena­
te (und der Nichtigkeitssenate) in Kostenfestsetzungs­
sachen noch mehr "zersplittert" würde als sie es ohnehin 
ist, Biese Gefahr müßte aber nicht notwendig bestehen? und 
zwar namentlich dann nicht, wenn es das Bundespatentgericht
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für zulässig erachten sollte, die Entscheidungen über 
Erinnerungen in Kostenfestsetzungssachen nur einem 
oder nur einigen Beschwerdesenaten zuzuweisen (vgl« 
dazu Kammergericht vom 8. November 1958 in "Der deut­
sche Rechtspfleger" 1962 S« 160 links bei d, sowie 
^schischgale "Das Kostenrecht in Zivilsachen" - 1951 - 
S0 64), wobei sich dann allerdings im Hinblick auf 
§ 56 d Abs« 1 PatG- noch die weitere Präge erheben wür­
de, in welcher Besetzung ein solcher Beschwerdesenat 
entscheiden müßte« Der im Beschluß des 5« Senats 5 W 
(pat) 48/66 vom 1. September 1966 (S. 18) angeführte 
Beschluß des Präsidiums des Bundespatentgerichts vom 
12« August 1966 scheint diese Präge noch nicht ab­
schließend geklärt zu haben. Nach diesem Beschluß er­
faßt die Zuständigkeit des nach § 36 d Abs. 1 PatG be­
setzten Beschwerdesenats für das Beschwerdeverfahren zwar 
auch "alle Vor-, Zwischen- und Nachentscheidungen" und 
insbesondere die - in diesem Beschluß nach der Vorlage 
des 19« Senats im Vordergrund des Interesses stehende - 
Entscheidung über eine "Erinnerung" eines Kostenschuld­
ners gegen einen Kostenansatz des Kostenbeamten durch 
das "Gericht der Instanz" nach § 4 GKG. Es ist in dem 
Beschluß des Präsidiums aber jedenfalls nicht ausdrück­
lich gesagt, daß das auch für die Entscheidung über eine 
"Erinnerung" eines Beteiligten gegen einen Kostenfest­
setzungsbeschluß des Urkundsbeamten durch das "Gericht 
des ersten Rechtszugs" nach §§ 103, 104 ZPO gelten müßte« 
Ob auch die Entscheidung über eine Erinnerung nach 
§104 ZPO lediglich als eine "Nachentscheidung" zu dem 
anhängig gewesenen Beschwerdeverfahren zu bewerten ist, 
die deshalb in derselben Besetzung zu treffen wäre wie 
sie in § 36 d Abs« 1. PatG für die Sachentscheidung vorge­
schrieben ist, oder ob diese Entscheidung nicht vielmehr 
in der durch die letzte Alternative des § 36 d Abs. 1 PatG
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("im übrigen") vorgeschriebenen Besetzung getroffen wer­
den müßte, könnte immerhin zweifelhaft sein, weil das 
Kostenfestsetzungsverfahren allgemein als ein "selbstän­
diges", lediglich durch die Zuständigkeitsvorschrift des 
§ 103 Abs, 2 Satz 1 ZPO an das Verfahren des ersten 
Rechtszugs "angegliedertes" Nachverfahren angesehen 
wird (vgl, Stein/Jonas/Pohle, Komm, zur ZPO 19, Aufl,
§ 103 Anm* I; Baumbach/Xauterbach, Komm, zur ZPO 28, Aufl», 
Einf, 1 B vor §§ 103 ff; Willenbücher, Kostenfestsetzungs­
verfahren 16, Aufl, II A VII Rdn. 22, S, 254; BGH LM Nr. 5 
zu § 104 ZPO; OLG München NJW 1964, 1377 Nr. 12), und weil 
darüber hinaus gerade in den Verfahren nach dem Patent­
gesetz, dem Gebrauchsmustergesetz und dem Warenzeichenge­
setz mangels vorläufiger Vollstreckbarkeit der darin er­
gehenden Kostenentscheidungen das Kostenfestsetzungsver­
fahren schon kraft Gesetzes (§ 103 Abs. 1 ZPO) überhaupt 
erst nach rechtskräftigem Abschluß des Hauptverfahrens 
in Gang gesetzt werden kann (vgl. dazu auch BPatGerE 2, 
114). Es soll jedoch auch, in dieser Frage der richtigen 
Besetzung des über eine Erinnerung nach § 104 ZPO ent­
scheidenden Beschwerdesenats, die wegen der zwingenden 
Natur des § 36 d Abs. 1 PatG (vgl, BGHZ 42, 32 "Akten­
einsicht II") von besonderer Bedeutung ist, hier der et­
waigen Entscheidung des Bundespatentgerichts nicht vor­
gegriffen werden, obwohl sich diese Frage, wie noch an 
anderer Stelle (unten bei,II 6) zu bemerken ist, dem­
nächst gerade auch in dem vorliegenden Verfahren stellen 
wird.

gg) Namentlich für die Gebrauchsmuster-LÖschungsver­
fahren, bei denen eine Kostenfestsetzung, v/enn überhaupt, 
dann zumeist für die patentamtliche und für die patentge­
richtliche Instanz notwendig wird, bleibt es allerdings 
mißlich, daß infolge der Aufteilung der Zuständigkeit zur
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Kostenfestsetzung auf den Kostenbeamten des Patentamts 
einerseits und den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Patentgerichts andererseits gewisse für beide In­
stanzen gleich liegende Kostenfragen - wie z.B« der 
.Ansatz bestimmter Reisekosten oder die Zubilligung er­
höhter Patentanwaltsgebühren - in den zwei nebeneinan­
der herlaufenden Verfahren für die beiden Instanzen un­
terschiedlich entschieden werden könnten, und ferner, 
daß dann einzelne Ansätze nur innerhalb des für die je­
weilige Instanz geforderten Gesamtbetrags, nicht inner­
halb eines für beide Instanzen zu fordernden Gesamtbe­
trags ausgetauscht werden können (vgl, zu letzterem 
Willenbücher aaO II A VII Rdn„ 12 S. 251).  Nur wegen 
der Mißlichkeit dieses Ergebnisses kann jedoch die dem 
Gesetz zu entnehmende Aufteilung der Zuständigkeiten 
für die Kostenfestsetzung vom Gericht nicht geändert 
werden. Im übrigen wird zumindest der erstgenannte 
Nachteil möglicherweise unterschiedlicher Entscheidung 
gleichliegender Prägen weitgehend dadurch behoben, daß 
über die Rechtsmittel gegen die möglicherweise unter­
schiedlichen Entscheidungen (Beschwerde gegen den Be­
schluß des Kostenbeamten des Patentamts, Erinnerung ge­
gen den Beschluß des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Patentgerichts) jedenfalls in Gebrauchsmuster-Bö- 
schungssachen ein und dieselbe Stelle, nämlich der Ge- 
brauchsmuster-Beschwerdesenat, entscheidet.

c) Nach alledem wäre im vorliegenden Pall für die 
Festsetzung des zu erstattenden Betrags der in den (pa­
tentamtlichen) Gebrauchamuster-Löschungsverfabren Bö II 
- 14/^64 und lö III - 16/64 erwachsenen Kosten der Kosten­
beamte des Deutschen Patentamts, für die Festsetzung des 
zu erstattenden Betrags der im (patentgerichtlichen) Be­
schwerdeverfahren 5 W (pat) 407/65 erwachsenen Kosten da-
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gegen der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des Bundes- *Patentgerichts zuständig gewesene

3. a) Wie der Rechtsbeschwerde zuzugeben ist, be­
stehen keine Bedenken dagegen, die - nach den vorstehen­
den Ausführungen bei II 2 sachlich berechtigte - Rüge 
der Rechtsbeschwerde, daß für die Festsetzung des zu 
erstattenden Betrags der im Beschwerdeverfahren 3 W 
(pat) 407/65 entstandenen Kosten nicht der Kostenbeamte 
des Patentamts, sondern der Urkundsbeamte der Geschäfts­
stelle des Patentgerichts zuständig gewesen wäre, auch 
für zulässig zu erachten» Die Antragsgegnerin hatte sich 
zwar nicht dagegen verwahrt, daß der von ihr hinsichtlich 
der Kosten beider Instanzen beim Patentgericht einge­
reichte Kostenfestsetzungsantrag insgesamt, also auch 
hinsichtlich der Kosten des Gebrauchsmusterlöschungs- 
Beschwerdeverfahrens, an den Kostenbeamten des Patent­
amts abgegeben wurde, und sie hat dessen (teilweise) Un­
zuständigkeit auch nicht mit der Beschwerde gegen den 
von ihm hinsichtlich der Kosten beider Instanzen erlas­
senen Festsetzungsbeschluß vom 25. März 1966 gerügt. Die 
Frage der Zuständigkeit des Kostenbeamten des Patentamts 
zur Festsetzung auch der im Gebrauchsmusterlöschungs-Be- 
sehwerdeverfahren entstandenen Kosten war jedoch eine Fra­
ge der sog. funktionellen Zuständigkeit, die im Kosten­
beschwerdeverfahren - wie im angefochtenen Beschluß mit 
Recht geschehen - auch ohne Rüge von Amts wegen zu prü­
fen war und die daher nunmehr auch in der Rechtsbeschwer­
deinstanz zur Rachprüfung gestellt werden kann»

b) Der Mangel der (teilweisen) Unzuständigkeit des 
Kostenbeamten des Patentamts hatte nicht einen entsprechen­
den Mangel bei dem Beschwerdesenat des Patentgerichts zur 
Folge. Der Kostenbeamte des Patentamts hatte, obwohl er nur

i
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teilweise zuständig war, doch in vollem Umfang einen 
Pestsetzungsbeschluß nach § 9 Abs. 3 Satz 3 GebrMG 
i.V.m» § 33 Abs« 2 Satz 4 PatG erlassen, gegen den 
nach § 33 Abs. 2 Satz 6 PatG die Beschwerde gegeben 
war, über die nach § 10 Abs, 1 und Abs, 3 GebrMG i,V,ra,
§§ 36 c Abs, 1 Kr, 1, 36 d Abs. 1 (letzter Pall) PatG 
ein mit drei rechtskundigen Mitgliedern besetzter Be­
schwerdesenat des Patentgerichts nach den Vorschriften 
des Patentgesetzes über das Beschwerdeverfahren zu ent­
scheiden hatte» Baß der Beschwerdesenat den Kostenbe­
amten des Patentamts - zu Unrecht - auch für die Pest­
setzung des Betrags der im Gebrauchsmusterlöschungs- 
Beschwerdeverfahren entstandenen Kosten für zuständig 
erachtete,war ein Rechtsfehler in der Entscheidung des 
Beschwerdeseants, nicht ein Fehler in seinem eigenen 
Verfahren, Der vorliegende Pall liegt inöofern anders 
als die in dem Urteil des Reichsgerichts vom 6. Juni 
1904 (RGZ 58, 248, 255) und in dem Urteil des Ib-Zivil- 
senats des Bundesgerichtshofs vom 22, Pezember 1965 
(BM Kr. 45 zu § 551 Ziff. 1 ZPO) entschiedenen Palle,
Hier kann daher der Beschluß des Beschwerdesenats un­
bedenklich gemäß dem Grundsatz der ,§§ 5253 559 ZPO auch 
insoweit, als er sich mit den im Gebrauchsmusterlöschungs- 
Beschwerdeverfahren entstandenen Kosten befaßt, jeden­
falls in dem Umfang bestehen bleiben, in dem er zu Gunsten 
der Antragsgegnerin ergangen und von ihr nicht angefoch- 
ten ist. Der erkennende Senat hat im Gegenteil sogar er­
wogen, ob die Rechtsbeschwerde, obv/ohl die vorstehend 
bei XI 3 a genannte Rüge an sich begründet ist, gemäß 
§ 563 ZPO nicht doch zurückgewiesen werden müßte, falls 
der Beschluß des Beschwerdesenats, soweit er angefochten 
ist, sich sachlich im Ergebnis als richtig darstellen 
würde» Biese Voraussetzung liegt indes, wie nachstehend
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bei II 5 auszuführen ist, gerade bei dem durch die ge­
nannte Rüge betroffenen feil des angefochtenen Beschlus­
ses nicht vor»

4. In sachlicher Hinsicht rügt die Rechtsbeschwerde 
ausdrücklich nur, daß der BeschwerdeSenat ebenso wie 
der Kostenbeamte des Patentamts von der Verbindung der 
beiden Löschungsverfahren Lö II - 14/64 und LÖ III - 
16/64 ab zu Unrecht jeweils nur eine Verhandlungsgebübr 
(für die erste und für die zweite Instanz) bzw» (für 
die zweite Instanz) nur eine, Verfahrensgebübr (Vertre- 
tungsgebübr) des Patentanwalts der Antragsgegnerin als 
erstattungsfähig anerkannt habe. Las ist jedoch entge­
gen der Meinung der Rechtsbeschwerde rechtlich an sich 
nicht zu beanstanden.

Es mag zwar sein, daß die Gebührenordnung für Pa­
tentanwälte, - die nach dem Beschluß des erkennenden Se­
nats la ZB 20/64 vom 1. April 1965 (BGHZ 43* 353) der 
Pestsetzung des zu erstattenden Betrags der in einem 
patentamtlichen oder patentgerichtlichen Verfahren er­
wachsenen Kosten zu Grunde gelegt werden kann, - keine 
ausdrückliche Bestimmung darüber enthält, daß von der 
Verbindung zweier vorher getrennt laufender Verfahren 
ab dem Patentanwalt, der eine der Parteien in den zu­
nächst getrennt gelaufenen und nunmehr verbundenen Ver­
fahren vertritt, nur noch eine Verhandlungsgebühr bzw. - 
für die nächste Instanz - nur noch eine Verfahrens ge 
bühr (Vertretungsgebübr) zusteht. Wie der Beschwerdese­
nat zutreffend ausgeführt hat, besteht jedoch von der 
Verbindung zweier Verfahren ab überhaupt nur noch ein 
Verfahren, so daß auch der Patentanwalt der einen Partei 
nur noch in einem Verfahren tätig wird. Zumindest als 
erstattung’sfähig kann daher von der Verbindung ab je-
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weile nur noch eine Verhandlungsgebübr für eine Ver­
handlung im Rechtssinne und nur noch eine Verfahrens- 
gebühr (Vertretungsgebühr) für ein Verfahren im Rechts­
sinne anerkannt werden. Sofern die Sache durch die Ver­
bindung zweier bisher getrennt gelaufenen Verfahren 
“schwieriger”, ”umfangreicher11 oder “wirtschaftlich, be­
deutender” geworden ist, kann dem entgegen der Meinung 
der Rechtsbeschwerde im Rahmen einer Kostenerstattung 
in der Tat nur durch die in der Patentanwaltsgebühren­
ordnung vorgesehene Zubilligung ”erhöhter” Gebühren 
Rechnung getragen werden,

i
Jedenfalls für die Tätigkeit im patentamtlichen 

löschungsverfahren vor der Gebrauchsmusterabteilung 
(lö II - 14/64? verbunden mit Irö III - 16/64) hat aber 
der Beschwerdesenat dem Patentanwalt der Antragsgegnerin 
bereits “erhöhte” Gebühren im Sinne der Patentanwalts­
gebührenordnung zugebilligt, und zwar sowohl zwei erhöhte 
Verfahrensgebühren (600 DM statt 300 DM) für die ur­
sprünglich getrennt gelaufenen Verfahren als auch eine 
erhöhte Verhandlungsgebühr (wiederum 600 DM statt 300 DM) 
in dem dann verbundenen Verfahren, Das wird von der 
Rechtsbeschwerde verständlicherweise nicht angegriffen, 
Die Rechtsbeschwerde wendet sich auch nicht ausdrücklich 
dagegen? daß der Beschwerdesenat die erstattungsfähigen 
Gebühren des Patentanwalts der Antragsgegnerin im pa­
tentamtlichen Löschungsverfahren nur auf je 600 DM, 
nicht auf einen noch höheren Betrag festgesetzt hat. Die 
Ausführungen, mit denen der Beschwerdesenat eine weitere 
Erhöhung dieser Gebühren abgelebnt hat, wären rechtlich 
auch nicht zu beanstanden. Der Beschwerdesenat hat ins­
besondere eingehend begründet, warum die Verbandlungs- 
gebübr für die Verhandlung in der verbundenen Sache nicht 
höher angesetzt worden ist als die beiden Verfahrensge-
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bühren für die ursprünglich getrennt gelaufenen Ver­
fahren o Ein Rechtairrtum ist in diesen Ausführungen 
nicht zu findeno

Daraus folgte daß die Rechtsbeschwerde jedenfalls 
insoweit, als sie eine Erhöhung des zu erstattenden Be­
trags der im erstinstanzlichen (patentamtlichen) Lö­
schungsverfahren erwachsenen Kosten anstrebt, keinen 
Erfolg haben kann, sondern als unbegründet zurückgewie­
sen werden muß,

5o Rechtlich nicht gebilligt werden kann jedoch die 
Begründung, mit der der Beschwerdesenat es abgelehnt hat, 
für die Tätigkeit des Patentanwalts der Antragsgegnerin 
im patentgerichtlichen Beschwerdeverfahren (5 V pat 
407/65) höhere Gebühren als die Regelgebühren der Patent- 
anwaltsgebührenordnung (eine Verfahrensgebühr in Höhe 
von 500 DM, eine Verhandlungsgebühr in Höhe von 500 DM) 
als erstattungsfähig anzuerkennen, Das ist im Rahmen des 
- allgemein auf eine Erhöhung des zu erstattenden Be­
trags gerichteten - Sachantrags der Rechtsbeschwerde 
auch ohne ausdrücklich erhobene Rechtsrüge nachzuprüfen 
(vgl. § 559 ZPO),

Der Beschwerdesenat hat seine Auffassung, teilweise 
unter Bezugnahme auf seine Beschlüsse vom 21. Februar 1966 
und vom 1, März 1966 (MittDtPatAnw 1966, 122 und 121), 
wie folgt begründet: Der in einem Prozeß um die Verlet­
zung des Gebrauchsmusters 1 801 622 vom Landgericht Düs­
seldorf festgesetzte Streitwert von 100,000 DM spiegele 
in etwa auch die wirtschaftliche Bedeutung des Gebrauchs­
muster-Löschungsverfahrens wider. Da die Masse der Hormal- 
fälle im erstinstanzlichen Löschungsverfahren vor dem 
Deutschen Patentamt bis zu einem Gegenstandswert unter
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90,000 DM reiche, die Normalfälle erster Instanz in 
ihrer Masse sogar nur einen durchschnittlichen Y/ert 
von etwa 30*000 DM bis 40*000 DM hätten, sei bei einem 
Wert von 90,000 DM oder - wie hier - von 100,000 DM 
schon eine Verdoppelung der in der Patentanwaltsge­
bührenordnung für die erste Instanz vorgesehenen Re- 
gelgebübren von 300 DM geboten. In der Beschwerdein- 
stanz dagegen liege die wirtschaftliche Bedeutung der 
Masse der Bälle im allgemeinen bereits höher als bei 
der Masse der Fälle erster Instanz, Dem trage offen­
bar auch die Patentanwaltsgebührenordnung mit dem ver­
hältnismäßig großen Unterschied zwischen den Regelge- 
bübren der beiden Instanzen (300 DM : 500 DM) Rechnung, 
Deshalb erscheine es gerechtfertigt, in der zweiten In­
stanz eine Anhebung der für sie vorgesehenen Regelge­
bühren von 500 DM erst bei einem Wert ab 200,000 DM 
eintreten zu lassen.

Dieser Auffassung kann nicht zugestimmt werden. Wenn 
die Patentanwaltsgebührenordnung für das Gebrauchsmuster- 
löschungs-Beschwerdeverfahren höhere Regelgebühren vor­
sieht als für das erstinstanzliche Gebrauchsmuster-Dö- 
schungsverfahren, so ist sie damit ersichtlich dem im 
Gebübrenrecht weit verbreiteten Grundsatz gefolgt, daß 
die Gebühren für die höhere Instanz höher sein sollen als 
die für die untere Instanz (vgl. z,B.: § 34 GKG; § 1 Nr, B 5 
gegen § la Nr, B 2 des Gesetzes über die Gebühren des 
Patentamts und des Patentgerichts vom 9, Mai 1961; §§11 
Ahs, 1 Satz 2, 123 Abs. 3 BRAGebO; § 3 Abs, 2 Nr. 2 ge­
gen Nr. 1 sowie Nr. 4 gegen Nr. 3 des Gesetzes über die 
Erstattung von Gebühren für im Armenrecht beigeordnete 
Vertreter in Patent--und GebrauchsmusterSachen vom 18.
Juli 1953)« Da die Zubilligung und die Bemessung Merhöh­
ter” Gebühren nach der Patentanwaltsgebührenordnung von
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einer ganzen Reihe neben- und miteinander zu prüfen­
der Umstände abhängig sein kann, werden allerdings 
im Ralle der Zubilligung "erhöhter” Gebühren die Ge­
bühren des Patentanwalts für ein Gebrauchsmusterlö- 
schungs-Beschwerdeverfabren nicht schlechthin im Ver­
hältnis 500 : 300 höher zu bemessen sein als seine Ge­
bühren für das erstinstanzliche Gebrauchsmuster-LöschungS' 
verfahrene Es geht aber jedenfalls nicht an, die Gebüh­
ren eines Patentanwalts für das Gebrauchsmusterlöschungs- 
Beschwerdeverfahren aus dem Grunde nur in der Höhe der 
Regelgebühren als erstattungsfähig anzuerlcennen, weil 
die Patentanv/altsgebübrenordnung eine Anhebung der Ge­
bühren für die Beschwerdeinstanz erst von einem wesent­
lich höheren Gegenstandswert ab wolle als eine Anhebung 
der Gebühren für die erste Instanz» Es wird daher er­
neut, und zwar nach den richtig verstandenen Grundsätzen 
der Patentanwaltsgebübrenordnung, zu prüfen sein, oh und 
gegebenenfalls in welcher Höhe hier für die Tätigkeit 
des Patentanwalts der Antragsgegnerin im Gebrauchsmuster­
lös chungs-Be schwer de verfahren 5 W (pat) 407/65 höhere als 
die Regelgebühren der Patentanv/altsgebührenordnung als 
erstattungsfähig anzuerkennen sind»

6o Nach alledem war der angefochtene Beschluß nur 
insoweit aufzuheben, als darin durch Zurückweisung der 
Beschwerde der Antragsgegnerin die Restsetzung erhöhter 
Gebühren ihres Patentanv/alts für das Gebrauehsmusterlö- 
schungs-Beschwerdeverfahren 5 Vf (pat) 407/65 abgelehnt 
worden ist, Berner wari dem ausdrücklichen Antrag der 
Rechtsbeschwerde entsprechend, auch die Kostenentschei­
dung des angefochtenen Beschlusses aufzuheben» Im Umfang 
der Aufhebung des angefochtenen Beschlusses war sodann 
nach § 10 Abs, 5 Satz 2 GebrMG § 41 x A.bs, 1 PatG
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Patentgericht zurüekzuverweisen.
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Das Patentgericht wird sich nach der Zurückver­
weisung in der Sache seihst nur noch mit der etwaigen 
anderweitigen Festsetzung des zu erstattenden Betrags 
der im Gebrauchsmusterlöschungs-Beschwerdeverfahren 
5 W (pat) 407/65 erwachsenen Kosten der Antragsgeg­
nerin zu befassen haben» Für die Festsetzung dieser 
Kosten wäre, wie unter II 2 b dargelegt, nicht der 
Kostenbeamte des Deutschen Patentamts, sondern der Ur­
kundsbeamte der Geschäftsstelle des Bundespatentgerichts 
zuständig gewesen» Es erscheint dem erkennenden Senat 
indes weder zweckmäßig noch geboten, daß wegen des noch 
offenstehenden Restes etwa als erstattungsfähig anzuer­
kennender Kosten des Gebrauchsmusterlöschungs-Beschwer- 
deverfahrens hier nunmehr erst noch der Urkundsbeamte 
der Geschäftsstelle des Patentgerichts tätig wird» Da 
der 5o Senat des Patentgerichts sich auf die Kostenbe­
schwerde hin in dem angefochtenen Beschluß bereits auch, 
mit diesen Kosten befaßt hat, erscheint es dem erkennen­
den Senat vielmehr gerechtfertigt, daß der 5o Senat sich 
unter Übergehung des Urkundsbeamten mit diesen Kosten nun­
mehr erneut so befaßt, als ob er auf eine Erinnerung ge­
gen einen Festsetzungsbeschluß des Urkundsbeamten zu ent­
scheiden hätte» Deshalb ist im verfügenden feil dieses 
Beschlusses ausdrücklich die Zurtickverweisung an den n5« 
Senat1' des Bundespatentgerichts ausgesprochen worden» Der 
5« Senat wird sich allerdings, wie bereits oben bei II 2 
b) ff) angedeutet, noch darüber schlüssig werden müssen,
In welcher Besetzung er zu entscheiden hat, wenn er nun­
mehr so entscheidet, als ob er über eine Erinnerung nach 
§ 104 ZPO zu entscheiden hätte» Davon wird es auch ab- 
hüngen, ob er über die - zufolge der Aufhebung der Kosten­
entscheidung des angefochtenen Beschlusses wieder unge­
regelten - Kosten des Kostenbeschwerdeverfahrens 5 V (pat) 
44/66 und über die Kosten des nunmehrigen Erinnerungsver-



- 34

fahrens in ein und derselben Besetzung, also auch in 
ein und demselben Beschluß, entscheiden kann oder in 
unterschiedlicher Besetzung und daher auch in geson­
derten Beschlüssen entscheiden muß0

7o Die Entscheidung über die Kosten des Rechts­
beschwerdeverfahrens beruht auf § 10 Abs* 5 Satz 2 GebrMG 
ioVoiiio § 41 y Abs* 1 Satz 1 und 2 PatG* Da die Rechts­
beschwerde teils ohne Erfolg geblieben ist, teils den 
nach § 41 x Abs0 1 PatG allein möglichen Erfolg der 
Zurückverweisung der Sache an das Bundespatentgericht 
gehabt hat, erschien es trotz des noch ungewissen end­
gültigen Ausgangs der Sache billig, die Kosten des Rechts- 
beschwerdeverfabrens gegeneinander aufzuheben, sodaß jede 
der Parteien die Hälfte der Gerichtskosten sowie ihre 
eigenen außergerichtlichen Kosten zu tragen hato

8 o Die Entscheidung über die Rechtsbeschwerde konn­
te ohne mündliche Verhandlung getroffen werden (§ 10 
Abs* 5 Satz 2 GebrMG ioV.m, § 41 w Abs* 1 PatG); da die 
Rechtsbeschwerdeführerin alle maßgeblichen Gesichtspunk­
te schriftlich vorgetragen und die Rechtsbeschwerdegeg-

\



nerin auf eine eigene Stellungnahme verzichtet hatte, 
wäre von einer mündlichen Verhandlung eine weitere 
Klärung nicht zu erwarten gewesen«

Nastelski Spreng Löscher
Claßen Schneider
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